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Die Familienfreundlichkeit von Kommunen
wird zunehmend mehr beachtet. Die Familien-
wissenschaftliche Forschungsstelle beim
Statistischen Landesamt hat ein Projekt über
kommunale familienfreundliche Konzepte in
Baden-Württemberg durchgeführt. Wichtige
Ergebnisse und Schlussfolgerungen aus diesem
Projekt werden hier vorgestellt. Familien-
freundliche Kommunen berücksichtigen die
Interessen und Bedürfnisse von Familien und
Kindern vor Ort.  Ein wichtiger Baustein einer
familienfreundlichen Kommune ist die Einrich-
tung und Förderung von Kontaktmöglichkeiten.
Außerdem schaffen familienfreundliche Ge-
meinden und Städte Strukturen in Verwaltung
und Politik, um Familien dauerhaft zu unter-
stützen. Am wichtigsten ist die Beteiligung
von Familien an Entscheidungen, die sie
betreffen.
Der Schwerpunkt kommunaler Familienpolitik
liegt darin, ein Lebensumfeld für Familien zu
schaffen und zu erhalten, sodass sie in ihrer
Erziehungsleistung gestärkt werden und sich
entfalten können. Dadurch unterscheidet sie
sich von der Familienpolitik von Bund und
Ländern, die hauptsächlich monetär ausge-
richtet ist. Es geht darum, die Infrastruktur in
Gemeinden, Städten, einzelnen Stadtbezirken
und Wohngebieten zu gestalten und somit
dazu beizutragen, ein familienfreundliches
Umfeld zu schaffen. Dies wird immer wichtiger,
da die Zahl der Familien und Kinder abnimmt
und die Wohnumgebung zunehmend auf die
Bedürfnisse der Arbeitsbevölkerung hin aus-
gerichtet ist.
Was ist familienfreundlich?
Gerade auf kommunaler Ebene, wo es um die
Gestaltung von familienfreundlichen Bedin-
gungen vor Ort geht, ist es schwierig festzu-
legen, was familienfreundlich ist. Fast jede Ent-
scheidung oder Maßnahme in der Kommune
berührt Familien oder ihre einzelnen Mitglie-
der. Familienfreundlichkeit soll die Interessen
aller Familienmitglieder berücksichtigen und
Familienfreundliche Kommunen
in Baden-Württemberg
darüber hinaus noch generationenübergreifend
sein. Das ist ein hoher Anspruch, und es ist
fraglich, inwieweit er überhaupt realisierbar ist.
Die Bedürfnisse von Familien sind so vielfältig
wie die Lebensformen der Familien. Sie hängen
unter anderem von der jeweiligen Familien-
phase ab. Eltern mit Kleinkindern haben andere
Interessen als Eltern mit jugendlichen Kindern.
Familien mit zwei berufstätigen Elternteilen
benötigen andere Rahmenbedingungen als
Familien, bei denen sich ein Elternteil alleine
der Familienarbeit widmet. Allein Erziehende
sind vielfach stärker belastet als Familien, in
denen beide Elternteile mit Kindern zusammen-
leben. Darüber hinaus haben einzelne Familien-
mitglieder unterschiedliche Interessen.
Familienfreundlichkeit wird oftmals mit Kinder-
freundlichkeit gleichgesetzt. Kinderfreundlich-
keit stellt die Bedürfnisse von Kindern in den
Mittelpunkt. Insofern ergänzen sich Familien-
und Kinderfreundlichkeit nicht zwangsläufig,
sondern können auch im Konflikt zueinander
stehen. Was elternfreundlich ist, muss nicht
unbedingt kinderfreundlich sein. Darüber hin-
aus beeinflussen die vorhandenen Rahmen-
bedingungen wie Verkehr und Wohnumgebung
die Interessen und Bedürfnisse von Familien
und Kindern. Und letztendlich hängt es auch
von der Einstellung der Eltern ab, was sie als
familienfreundlich empfinden. Ebenso vielfältig
wie Familien sind auch die Vorstellungen von
Familienfreundlichkeit. Eine Wiederbelebung
eines Bachlaufes in einer Innenstadt halten
einige Eltern für ein gewinnbringendes Erlebnis
für ihre Kinder, andere betrachten es als Sicher-
heitsrisiko für ihr Kind.
Kommunale Familienpolitik ist
Querschnittspolitik
Für Kommunen ist es schwierig, objektive
Kriterien für Kinder- und Familienfreundlichkeit
festzulegen und dabei alle Seiten angemessen
zu berücksichtigen. Deshalb ist es wichtiger, dass
in einer Kommune eine Auseinandersetzung
über die Kriterien der Kinder- und Familien-
freundlichkeit und eine Abwägung von Inter-
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essen stattfindet. Dazu ist es notwendig, den
Bedarf der Familien vor Ort zu kennen und Fa-
milien an den Entscheidungen zu beteiligen.
Die Vielfalt kommunaler Familienpolitik beruht
auch auf ihrem Querschnittscharakter. Familien-
politik findet in vielen kommunalen Bereichen
statt. Wichtig ist dabei nicht nur das Vorgehen
in einzelnen Politikfeldern, sondern vor allem
ihre Vernetzung, Koordination und Kooperation.
Gemeinden und Städte beeinflussen durch
ihre Entscheidungen das unmittelbare Lebens-
und Wohnumfeld der Familien, die in der
Kommune leben. Dabei gibt es in fast jedem
Bereich Berührungspunkte zu Aspekten, die
das tägliche Leben von Familien betreffen.
Bausteine familienfreundlicher
Kommunen
 Beteiligung von Familien an der Gestaltung
kommunaler Familienpolitik:
Kinder- und Familienfreundlichkeit auf kom-
munaler Ebene bedeutet vor allem, dass Fa-
milien an der Gestaltung von Familienpolitik
beteiligt sind und Einfluss darauf haben, den
Begriff Familienfreundlichkeit für ihre Kommune
zu konkretisieren. Sie haben die umfassendste
Erfahrung damit, wie sich das Leben als Familie
in ihrer Kommune gestaltet. Kommunale Pla-
nungen sollten sich nach ihren Bedürfnissen
richten. Eine familienfreundliche Gemeinde
oder Stadt zeichnet sich dadurch aus, dass ihren
Entscheidungen Informationen über die Bedürf-
nisse von Familien und über die Situation von
Familien zugrunde liegen.
Familienfreundliche Kommunen lassen sich
unter anderem daran messen, dass sie Familien
zu den familienbezogenen Angeboten befragen,
beispielsweise die Eltern von (zukünftigen)
Kindergartenkindern zu den Öffnungszeiten
des Kindergartens. Sie zeichnen sich dadurch
aus, dass sie nicht nur den Bedarf erfragen,
sondern das Angebot am Bedarf ausrichten
und den Familien bei der Realisierung ihrer
Wünsche entgegenkommen. Sie beziehen Eltern
und Kinder bei der Gestaltung von Angeboten
wie beispielsweise Spiel- oder Schulplätze
ein. Vielfach gibt es einen Arbeitskreis oder
Runden Tisch, der sich mit der Situation von
Familien oder Kindern befasst, an dem auch
politische Entscheidungsträger teilnehmen.
 Kontakt- und Kommunikationsmöglich-
keiten für Familien:
Neben der Beteiligung von Familien gelten
Kontakt- und Kommunikationsmöglichkeiten
für Familien als weiteres wichtiges Kriterium
für Familienfreundlichkeit auf kommunaler
Ebene. Sie bieten ein Netzwerk für Familien
und tragen dazu bei, dass Familienmitglieder
dazu befähigt werden, ihren Alltag zu bewältigen
und  Probleme auch in schwierigen Situationen
alleine zu lösen (empowerment). Dadurch
wird verhindert, dass eine bis dahin stabile
Familiensituation durch Stress in eine instabile
Situation umschlägt. Vor allem neu in eine
Gemeinde oder Stadt zugezogene Familien
leiden oftmals unter einem Mangel an Kontak-
ten. Treffpunkte für Familien laden ein, Kontakte
zu knüpfen und sich über die Situation mit
Kindern auszutauschen. Darüber hinaus wirken
sie in die gemeindlichen Strukturen hinein und
tragen zur Verbesserung nachbarschaftlicher
Beziehung bei. Sie können beispielsweise als
Spielgruppen, Familiencafés oder Familien-
zentren organisiert sein.
Die wichtigsten Bereiche kommu-
naler Familienpolitik sind:
 Bauen und Wohnen (zum Bei-
spiel Baulandvergabe, Mehr-Generationen-
Wohnen, Bau- und Wohnungsplanung)
 Erziehung und Betreuung von Kindern
(zum Beispiel Kindergarten, Hort, Haus-
aufgabenbetreuung, Schülermittagstisch)
 Spielen und Freizeit (zum Beispiel
Spielplätze, Gestaltung von Plätzen, Feri-
enprogramm)
 Verkehrswesen (zum Beispiel Schul-
wegeplan, Verkehrsberuhigung, Kinder-
stadtplan, Spielstraßen)
 Familienberatung und Familienbildung
(zum Beispiel Informationsbroschüren,
Volkshochschulen, Elternbriefe, Kurse,
Seminare)
 Wirtschaftliche/finanzielle Angebote für
Familien (zum Beispiel Familienpass, Hilfe
in Notfällen, familiengerechte Staffelung
von Gebühren)
 Verwaltung und Politik (zum Beispiel
Spielecke im Rathaus, Familienförderplan
für Verwaltungsangehörige, Familien-
bericht)
 Familienunterstützende Betreuungsan-
gebote für Seniorinnen und Senioren und
pflegebedürftige Personen und ihre Ange-
hörigen (zum Beispiel Betreutes Wohnen,
ambulante Dienste, Begegnungsstätten)
 Bildung und Kultur (zum Beispiel Kin-
der- und Jugendbibliothek, Musikschule,
Kinderkulturfest)
 Treffpunkte für Familien (zum Beispiel
Familienzentrum, Familiencafé, Spiel-
gruppe)
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Für die Unterstützung eines Treffpunktes für
Familien mit kommunalen Mitteln muss ein
öffentliches Interesse bestehen. Finanzielle
Förderung und die Anerkennung eines öffent-
lichen Interesses werden von den Kommunen
meistens dann befürwortet, wenn eine Ein-
richtung für alle Familien einer Gemeinde
oder Stadt zugänglich ist und insbesondere
auch sozial benachteiligte Familien erreicht.
Kommunen fördern finanziell vielfach auch
Angebote und Programme von Familienselbst-
hilfeeinrichtungen, die Aufgaben abdecken,
die als kommunale Aufgaben anerkannt sind
und die anderenfalls die Gemeinde übernehmen
sollte oder müsste. Diese Beurteilung liegt je-
doch im Spielraum der Gemeinden.
Kontinuierliche kommunale Familienpolitik
unterstützt Familien verlässlich. Ein Familien-
tag, der einmal jährlich stattfindet, bietet zwar
Spaß und Kontaktmöglichkeiten, eine dauer-
hafte Förderung von Familien ist damit jedoch
nicht erreicht. Erst ein gewisses Maß an Insti-
tutionalisierung von Angeboten für Familien
ermöglicht die kontinuierliche Nutzung.
 Familienfreundliche Kommunalverwaltung
und -politik:
Die Zusammenarbeit zwischen ehrenamtlich
Tätigen, Verwaltungsangehörigen und politi-
schen Entscheidungsträgern ist in vielen Fällen
durch Missverständnisse gekennzeichnet.
Engagierte Familien werden in kommunalen
Verwaltungen und von politischen Entschei-
dungsträgern nicht immer mit offenen Armen
aufgenommen. Häufig ist es ein langwieriger
Prozess, bis die Beteiligten miteinander zu-
rechtkommen. Dies liegt weniger an der Sache,
denn Familienpolitik wird von allen als wichtig
und förderungswürdig erachtet, als vielmehr
an unterschiedlichen Erwartungen und Vor-
stellungen.
Familien erwarten, dass ihr Engagement be-
grüßt wird und ihre Vorschläge unterstützt
werden. Sie stellen unter Umständen das vor-
handene Angebot in Frage. Für ehrenamtlich
Tätige sind die Vorgänge in der Verwaltung
und die Entscheidungswege nicht transparent.
Sie kritisieren häufig, dass die Kommunen
zwar gerne ihre Dienste und Kompetenzen in
Anspruch nehmen, dass die Gemeinden und
Städte aber auf der anderen Seite nicht bereit
seien, den Ehrenamtlichen entgegenzukommen.
Verwaltungsangehörige befürchten, durch
familienpolitische Initiativen zusätzliche Arbeit
leisten zu müssen. Sie möchten Kompetenz-
rangeleien innerhalb der Verwaltung vermeiden,
die sich aufgrund des Querschnittscharakters
von familienpolitischen Angeboten und Ein-
richtungen  ergeben (zum Beispiel Zusammen-
arbeit des Jugendamts, des Sportamts und des
Tiefbauamts bei der Errichtung eines Skater-
parks). Für Familien und in der Familienpolitik
engagierte Personen ist es wichtig, dass die
vielfältigen Zuständigkeiten bei einem festen
Ansprechpartner gebündelt werden, zum Bei-
spiel in Form eines Familienbüros oder eines
Amts für Familie.
Die hier vorgestellten Ergebnisse
basieren auf der Bestandsaufnah-
me „Kommunale Familienpolitik
in Baden-Württemberg“. Die
Familienwissenschaftliche Forschungs-
stelle im Statistischen Landesamt (FaFo)
führte 1999/2000 die Studie im Auftrag
des Sozialministeriums durch. Die Ergeb-
nisse stehen als Bericht auch im Internet-
angebot des Statistischen Landesamtes
unter http://wwwext.stala.bwl.de/
BevoelkGebiet/Fafo/fafoFP.asp zur Verfü-
gung. Das Sozialministerium hat die
Familienwissenschaftliche Forschungs-
stelle mit einem Nachfolgeprojekt beauf-
tragt, das an den Erfahrungen der Be-
standsaufnahme anknüpft.  Die FaFo
richtet dafür das Internetportal „Familien-
freundliche Kommunen in Baden-Württem-
berg“ (www.familienfreundliche-
kommunen.de, verfügbar ab Frühjahr
2004) als gemeinsame Informations- und
Kommunikationsplattform für kommu-
nale Familienpolitik ein.
Das Internetportal
 bündelt Informationsangebote zur
kommunalen Kinder- und Familienpolitik
 ist gemeinsames Portal für Familien-
freundlichkeit, das zu den weiteren de-
zentralen Informationsangeboten hin-
führt
 sammelt und verbreitet die erfolgrei-
chen Praxisbeispiele für mehr Kinder-
und Familienfreundlichkeit und Erfahrun-
gen aus den Kommunen
 stärkt das Netz familienfreundlicher
Kommunen in Baden-Württemberg
 fördert Erfahrungsaustausch und ge-
genseitige Unterstützung
 vermittelt für alle Handlungsfelder und
Praxisbeispiele Expert/inn/en und An-
sprechpartner/ innen.
Ein regelmäßig erscheinender News-
letter berichtet über aktuelle Entwicklun-
gen in den Gemeinden und Städten und
weist auf Neuerungen im Portal hin.
i
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Politische Entscheidungsträger bestimmen
über finanzielle Unterstützung von ehrenamt-
lichen Initiativen und treffen die Entscheidungen
über kommunale Angebote. Sie haben oftmals
eigene Vorstellungen von Familienfreundlichkeit
und Angeboten für Familien. Sie können sich
durch ehrenamtliches Engagement in ihrer
Entscheidungskompetenz übergangen fühlen.
Dies ist insbesondere bei selbstverwalteten
Angeboten von Eltern problematisch, bei denen
die Gemeinde kein Mitspracherecht hat. Die
politisch Verantwortlichen müssen auch andere
Bedürfnisse und Interessen innerhalb der
Kommune berücksichtigen und über die Ver-
gabe von knappen Mitteln entscheiden. Sie
sind vor allem an öffentlichkeitswirksamen
Angeboten und Einrichtungen interessiert.
Die Überzeugung und das Bewusstsein für
eine kinder- und familienfreundliche Planung
im Gemeinderat, in der Verwaltung und vor
allem beim Bürgermeister sind wichtiger als ein
formaler Ratsbeschluss. Vor allem in kleineren
Städten und Gemeinden hängt der Erfolg einer
familienfreundlichen Entwicklung entscheidend
davon ab, ob sich der Bürgermeister dafür
einsetzt und der Verwaltung als Ziel vorgibt.
Vorteile von familienpolitischem
Engagement für eine Kommune
Kinder- und Familienfreundlichkeit in der
Kommune kann:
 den Kontakt zwischen Familien fördern
 Zusammenarbeit zwischen Verwaltung,
Bürgermeister, Gemeinderat sowie Bürgerin-
nen und Bürgern stärken
 den Anstieg der Jugendhilfe- und Sozial-
hilfekosten bremsen
 ein besseres Klima für Kinder und Jugend-
liche schaffen und damit negativen Konse-
quenzen (zum Beispiel Sucht, Vandalismus
etc.) vorbeugen
 in besonderer Weise präventiv wirken
 alternative Angebote für Kinder und Familien
schaffen
 bürgerschaftliches Engagement aktivieren
 von Unternehmen als Standortvorteil wahr-
genommen werden
 von Familien als Infrastrukturvorteil wahr-
genommen werden
 zu einem familienfreundlichen Image für die
Kommune führen
 Identifikation mit der Gemeinde fördern
und dazu beitragen, dass sich Familien in der
Gemeinde wohlfühlen.
Gemeinden und Städte können nicht alle Fak-
toren, die das Leben und die Situation der
Familien bestimmen, beeinflussen. Bei vielen
Regelungen stoßen sie an finanzielle Grenzen
oder unterliegen gesetzlichen Bestimmungen.
Dennoch können Gemeinde und Städte auf
viele Rahmenbedingungen, die unmittelbar
die Situation der Familien in der Kommune
beeinflussen und von den Kommunen als
nicht von ihnen regelbar wahrgenommen
werden (zum Beispiel öffentlicher Nahverkehr,
Arbeits- oder freier Wohnungsmarkt), zumindest
mittelbar einwirken.
Weitere Auskünfte erteilt
Alexandra Klein, Telefon 0711/641-2465
E-Mail: Alexandra.Klein@stala.bwl.de
kurz notiert …
Projektstart „Familienfreundliche Kom-
mune“ – Neues Internetportal im Aufbau
Die Familienwissenschaftliche Forschungs-
stelle (FaFo) des Statistischen Landesamtes
startet in diesen Tagen das Projekt „Familien-
freundliche Kommune“. Mit dem Projekt soll der
Austausch von Innovationen und Erfahrungen
zur kommunalen Familienpolitik gefördert wer-
den. Die Familienwissenschaftliche Forschungs-
stelle stellt dazu ab Frühjahr 2004 das Internet-
portal www.familienfreundliche-kommune.de
bereit. Der genaue Starttermin wird rechtzeitig
bekannt gegeben. Zudem erscheint in Kürze
regelmäßig ein Infobrief zur kommunalen
Familienpolitik. Das Vorhaben wird gefördert
vom Sozialministerium Baden-Württemberg.
Die Familienwissenschaftliche Forschungs-
stelle bittet die Kommunen und freien Träger,
ihre familienfreundlichen Vorhaben und Aktivi-
täten – unabhängig vom oben genannten
Bereitstellungstermin – ab sofort anzumelden,
damit sie im Internetportal präsentiert werden
können. Gefragt sind Projekte und Aktivitäten
aus dem ganzen Spektrum kommunaler
Familienpolitik, zum Beispiel
 Projekte zur Weiterentwicklung der Kinder-
betreuung,
 neue Wege in der Famililenbildung, bei Be-
ratung und Hilfen für Familien,
 Ansätze zur Stärkung von Kinder- und Familien-
belangen in der Stadtplanung und der Politik
insgesamt.
